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Zentrale Punkte

 � Die Normen und Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft geben in aktuellen 
Debatten einen klaren Kurs vor. Doch nicht alle Parteien halten diesen Kurs.

 � Die Parteipositionen zum Thema Freihandel unterscheiden sich deutlich vonein-
ander – besonders bezüglich der Grundhaltung zum Freihandel und Schiedsge-
richten. 

 � Die Sozialen Marktwirtschaft nach Freiburger Schule, Alfred Müller-Armack und 
Ludwig Erhard steht ganz klar für freien, regelbasierten Handel. 

Einleitung

Die Soziale Marktwirtschaft hat sich als erfolgreiche Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
bewährt. Parteien und Verbände bekennen sich zu ihr und berufen sich auf deren „Gründer-
väter“, um ihre politischen Forderungen zu untermauern. 

Das stiftet Verwirrung – denn die Soziale Marktwirtschaft dient als Argumentationsgrundla-
ge für teils widersprüchliche Forderungen. Angesichts dieser Situation stellt sich die Frage, 
wofür die Soziale Marktwirtschaft eigentlich steht. Welche wirtschaftspolitischen Positionen 
sind im Einklang mit den Grundwerten und Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft? Und 
wie lassen sich die teils widersprüchlichen Forderungen in ihrem Namen erklären?

Die Reihe Monitor Ordnungspolitik beantwortet diese Fragen. Die Analyse fokussiert sich 
auf die drei Themengebiete, bei denen die Unterschiede zwischen den im Bundestag ver-
tretenen Parteien am deutlichsten hervortreten: Freihandel, Europa- und Haushaltspolitik. 
Nach den Grundlagen analysiert dieser erste Teil die unterschiedlichen Parteipositionen 
zum Thema Freihandel und untersucht, welche Leitlinien das Konzept der Sozialen Markt-
wirtschaft vorgibt.
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Freihandel: Wohlstandsgrundlage oder Gefährdung des Gemein-
wohls?

Parteipositionen im Vergleich

Union und FDP erachten den Freihandel als Grundvoraussetzung für die Wohlstandsschaf-
fung und bekennen sich „ganz klar zum Freihandel“.1 Besonders die FDP sieht Freihandel 
als Chance, unsere hohen Standards als Rechtsgrundlage zu nehmen und die Globalisie-
rung zu gestalten.2

Auch AfD, SPD und die Grünen setzen sich für Freihandel ein. Allerdings lehnen diese Par-
teien die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) und teils auch das 
umfassende Wirtschafts- und Handelsabkommen der EU mit Kanada (CETA) ab.3 Außerdem 
lehnen alle drei Parteien private Schiedsgerichte ab. Für die AfD stellen Schiedsgerichte „eine 
Übertragung von Souveränitäts- und Hoheitsrechten“ dar.4 Die Grünen lehnen Schiedsgerich-
te ab, weil sie „Klageprivilegien für Konzerne“ vorsehen.5 DIE LINKE lehnt „neoliberale Frei-
handelsabkommen“ wie CETA und TTIP gänzlich ab, weil diese die „Interessen großer Kon-
zerne über jene der Menschen und der Umwelt“ stellen würden.6 DIE LINKE sieht in diesen 
Handels- und Investitionsabkommen eine Verschlechterung von Arbeits-, Verbraucher-, 
Umwelt- und Klimaschutzstandards.7

Gründe für Freihandelsabkommen aus Sicht der Sozialen Marktwirtschaft

Dabei sind Freihandelsabkommen wie CETA und TTIP aus mindestens zwei Gründen im 
Sinne der Sozialen Marktwirtschaft:

1. Freihandel senkt Handelshemmnisse und intensiviert den Wettbewerb – ist also im 
Einklang mit dem konstituierenden Prinzip der offenen Märkte.

2. Freihandelsabkommen wie CETA und TTIP etablieren gemeinsame Regeln und Prin-
zipien für fairen Handel. Das gilt insbesondere für TTIP, das den größten Wirtschafts-
raum der Welt schaffen würde. Die Regeln und Prinzipien eines Handelsraums solcher 
Größe würden als Vorreiter für weitere Freihandelsabkommen dienen.8 Ein Freihandels-
abkommen wie TTIP ist also vor allem eine Chance, hohe deutsche bzw. europäische 
Standards global zu etablieren. 

Besonders der Mittelstand, das Rückgrat der deutschen Wirtschaft, würde von einfachen, 
einheitlichen Regeln profitieren. Dass die Große Koalition in CETA „zukunftsweisende Rege-
lungen für den Schutz von Umwelt und Gesundheit, Arbeitnehmerrechten, öffentlicher 
Daseinsvorsorge und für einen fortschrittlichen Investitionsschutz“ sieht und sich zu Frei-
handel und „einer weiteren Vertiefung der transatlantischen Wirtschaftsbeziehungen“ 
bekennt, ist ausdrücklich zu begrüßen.9
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Bedenken und Argumente gegen Freihandelsabkommen: Bestandsaufnahme

Bedenken, dass diese Regeln unsere Standards schwächen würden, erscheinen unbe-
gründet:

 � Die EU verhandelt auf Augenhöhe mit potenziellen Handelspartnern. Es ist daher 
unwahrscheinlich, dass sie einer Senkung ihrer Standards zustimmen würde. Selbst, 
wenn dies geschähe, würde ein solches Handelsabkommen an der notwendigen Ratifi-
zierung des EU-Parlaments bzw. der Mitgliedsländer (die sog. Mischabkommen wie TTIP 
und CETA zustimmen müssen) scheitern.10 Das Argument, Freihandelsabkommen wie 
TTIP und CETA seien undemokratisch, ist also ebenfalls unbegründet.

 � Der Vorwurf, Abkommen wie CETA und TTIP würden die Interessen von Konzernen 
über die der Bevölkerung stellen, sind ungerechtfertigt, da:

 � … private Schiedsgerichte Konzerne nicht bevorzugen. Bisher haben Schiedsgerichte 
mehrheitlich zugunsten der Staaten anstatt klagender Konzerne entschieden; meis-
tens wurden sogar Kompromisse gefunden.11 

 � … sich Konzerne in einer Freihandelszone weiteren Produzenten und somit intensi-
verem Wettbewerb stellen müssen. Der Wettbewerb und das größere Warenangebot 
kämen Verbrauchern zugute und würden den Wohlstand steigern.

Für welches Produkt sich der Verbraucher am Ende entscheidet, sollte ihm selbst überlas-
sen werden.

Freihandelsabkommen sind für die Soziale Marktwirtschaft und offene Märkte 
unabdingbar

Das Argument, dass multilaterale Handelsabkommen bi- und plurilateralen Abkommen 
vorzuziehen seien, erscheint hingegen sinnvoll.12 Multilaterale Abkommen würden ebenfalls 
zur Harmonisierung unterschiedlicher Standards führen und den Freihandel fördern. Nach 
Scheitern der Doha-Runde ist das Projekt eines multilateralen Handels- und Investitionsab-
kommens allerdings vorerst gescheitert. Das ist jedoch kein Grund zu sagen: „Lieber gar 
keine Freihandelsabkommen als bilaterale Freihandelsabkommen“. Freihandelsabkommen 
sind für die Soziale Marktwirtschaft und offene Märkte unabdingbar.
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